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 
2015/035 

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat  

Vorlage an den Landrat  

 betreffend Bericht zum Postulat 2013-162 von Klaus Kirchmayr, Mehr zeitliche Verbindlich-
keit staatlicher Dienstleistungen 
 
vom 27. Januar 2015 
 

Ausgangslage 
Am 16. Mai 2013 reichte Klaus Kirchmayr das Postulat 2013-162 mit folgendem Wortlaut ein: 
 
Der Staat verlangt von seinen BürgerInnen und Unternehmen in praktisch allen Fällen bei denen 
diese etwas vom Staat wollen die Einhaltung von Fristen. Beim Wohnortswechsel, der Einreichung 
der Steuererklärung, bei Bau- oder Betriebsbewilligungen sind teilweise enge Fristen einzuhalten 
und man verwirkt sein Recht oder riskiert gar eine Busse bei Nichteinhalten dieser Fristen. 
Auf der anderen Seite verpflichtet sich der Staat äusserst selten selbst zur Einhaltung solcher Fris-
ten im Amts-Verkehr mit seinen BürgerInnen und Unternehmen. Dies kann zu kostspieligen und 
nervenaufreibenden Verzögerungen führen. Will sich der Staat als moderner Dienstleistungs-
Betrieb verstehen, sollte er anstreben für seine "Kunden" möglichst berechenbar zu sein. Hierzu 
gehört auch eine Zusage in welcher Zeit er eine gewisse Dienstleistung erbringen kann. Eine sol-
che zeitliche Verbindlichkeit wäre ein wesentlicher Standortvorteil und würde zur Berechenbarkeit 
und mittelfristig auch zum Abbau von Bürokratie bzw. zu effizienteren Dienstleistungen des Staa-
tes beitragen. Natürlich lässt sich dies nicht für jede staatliche Dienstleistung umsetzen, aber zu-
mindest für den grossen Teil standardisierter Dienstleistungen sollte dies angestrebt werden. 
Entsprechend wird beantragt: 
Die Regierung wird eingeladen die Einführung verbindlicher Fristen für möglichst viele staatliche 
Dienstleistungen im Sinne von mehr Berechenbarkeit und weniger Bürokratie für seine "Kunden" in 
Angriff zu nehmen. 
Des Weiteren soll die Regierung aufzuzeigen, welche gesetzlichen Anpassungen für die Umset-
zung von verbindlicheren Fristen bei der Erbringung staatlicher Dienstleistungen notwendig sind. 
 
Der Landrat hat das Postulat an seiner Sitzung vom 30. Oktober 2014 überwiesen. 
 
1. Wo kommen Fristen vor und welche Funktion haben Fristen? 

Grundsätzlich ist zu unterschieden zwischen gesetzlich bzw. in Verordnungen geregelten Fristen 
und solchen, welche in den Leistungszielen der Verwaltung verankert sind. Die Fristen in den Leis-
tungszielen sind geeignete Führungsinstrumente und werden als solche in der Verwaltung intensiv 
genutzt und überprüft. In Gesetzen und Verordnungen sind dagegen nur sehr wenige Fristen ent-
halten. Dort, wo Fristen in Gesetzen und Verordnungen vorkommen, wird jeweils ein spezifischer 
Zweck verfolgt: 
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1. Eine einheitliche Regelung des Verfahrens kommt bei Geschäften vor, welche wiederholt 
nach demselben Schema ablaufen sollen. Die Fristen stellen in diesen Fällen sicher, dass 
die Betroffenen alle gleich behandelt werden. Insofern sind diese Fristen als Konkretisie-
rung von § 7 Kantonsverfassung (KV, SGS 100) zur Rechtsgleichheit zu verstehen. Bei-
spiele1 hierzu sind zahlreiche Regelungen im Bildungsbereich (Klassenbildung, Promotion, 
Zeugnisse, Gesundheitsvorsorgeuntersuchungen), beim Umgang mit Arbeitslosen, im 
Raumplanungs- und Baubereich (und davon abgeleitet im Archäologiegesetz, SGS 793), 
beim Gesetz über die politischen Rechte (SGS 120, Wahltermine, Behandlungsfristen), 
Fristen für Eingaben beim Swisslos-Fonds, Fristen für Bewilligungen von Veranstaltungen 
etc. 

Das einheitliche Verfahren steht auch bei einigen Ausführungsgesetzen von Bundesrecht 
im Vordergrund (z.B. § 6 Verordnung über die Prämienverbilligung in der Krankenpflege-
versicherung SGS 362.12 „Die Auszahlung der Prämienverbilligung erfolgt periodisch vor-
schüssig“). 

2. Weitere Fristen kommen in Bereichen vor, wo der Staat hoheitlich auftritt. D.h. die Fristen 
dienen dem Schutz des Individuums und konkretisieren damit § 6 KV, wo die Freiheitsrech-
te geregelt sind. Beispiele finden sich beim Rechtsschutz, im Schuld-, Betreibungs- und 
Konkursgesetz, in der Strafprozessordnung, bei den Regelungen zum Gerichtsverfahren 
(soweit die Fristen nicht obigem Zweck der Rechtsgleichheit dienen). 

3. Beim Umgang mit Finanzen ergeben sich ausserdem Fristen aufgrund von Verjährung und 
Verwirkung (insb. bei Steuern). Im Bereich Zahlungstermine für Rechnungen über kantona-
le Beiträge sind Zahlungsziele/-fristen in Anlehnung an die Bestimmungen des Obligatio-
nenrechts auf Verwaltungsebene definiert. 

4. Als Ausnahme ist die Verordnung KMUInfo, SGS 541.11 zu nennen, wo geregelt ist, dass 
KMUinfo Anfragen in der Regel spätestens innert 5 Arbeitstagen erledigt. Solche Fristen, 
welche den Arbeitsablauf regeln, finden sich ansonsten nur in den Leistungsaufträgen. 

2. Was bewirken (gesetzliche) Fristen? 
 
Wenn Fristen in Gesetzen / Verordnungen geregelt sind, müssen alle Verfahrensschritte durch-
dacht und terminiert werden, um eine allgemein gültige, realistische Frist festzulegen. Wird eine 
Frist zu kurz angesetzt, entsteht in der Praxis ein Dilemma zwischen dem Qualitätsanspruch und 
der Einhaltung der Frist. Ist eine Frist zu lange angesetzt, so besteht die Gefahr, dass bei einfa-
chen Verfahren, welche nicht so viel Zeit beanspruchen, dennoch der Fristablauf ausgeschöpft 
wird, indem andere Arbeiten vorgezogen werden. Aus diesem Grund sind die gesetzlich geregel-
ten Fristen auf Situationen beschränkt, bei welchen die Konkretisierung der Rechtsgleichheit oder 
der Schutz von Freiheitsrechten die Beschränkung der Gestaltungsfreiheit des betrieblichen Ar-
beitsalltags der Verwaltung rechtfertigen. Eine Beschleunigung der staatlichen Dienstleistung wird 
dagegen (mit einer Ausnahme) nicht durch gesetzliche Fristen, sondern durch Fristen in den Leis-
tungsaufträgen erreicht. Im Sinne der Kundenorientierung werden die Fristen der Leistungsaufträ-
ge nach Möglichkeit unterboten, im Regelfall eingehalten und in begründeten Fällen überschritten. 
Da die Einhaltung der Leistungsaufträge Teil des internen Reportings sind, besteht auch die Mög-
lichkeit über Fristeinhaltung bzw. Gründe für längere Behandlungsfristen zu rapportieren2. 

1 Ein Überblick zu den bestehenden Fristen und deren Regelungsstufe findet sich im Anhang. 
2 Vgl. die zahlreichen Kommentare zur Fristeinhaltung im Anhang. 
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Zu beachten ist, dass die meisten Behandlungsfristen in den Gesetzen und Verordnungen soge-
nannte Ordnungsfristen darstellen. Die Verletzung der Ordnungsfristen hat keine verwaltungsrecht-
lichen Sanktionen zur Folge. Dies bedeutet, dass die meisten gesetzlichen Behandlungsfristen - im 
Gegensatz zu gesetzlichen Fristen, die für Privatpersonen gelten – rechtlich nicht durchsetzbar 
sind und deren Nicht-Einhaltung keine rechtlichen Konsequenzen hat. 
 
3. Einhaltung von Fristen 
 
Die Einhaltung von Fristen ist ein Qualitätskriterium; Bearbeitungs- und Wartefristen kurz zu halten 
ist Ausdruck eines guten und gut funktionierenden „service public“ und für alle Mitarbeitenden der 
Verwaltung ein sehr wichtiges, prioritäres Ziel. Es darf festgestellt werden, dass heute in meisten 
Bereichen verbindliche Fristen für die Leistungserbringung durch die Verwaltung festgelegt sind, 
sei es auf der Ebene der Leistungsaufträge oder auf Erlassstufe (Verordnung, Dekret, Gesetz, 
Verfassung). 
  
Die Rückmeldungen aus den Direktionen zu den vorhandenen Fristen und den Umgang mit diesen 
zeigen, dass die Verfahrensdauer häufig von der Komplexität und oftmals vom Verhalten der Ge-
suchstellenden (komplette Unterlagen, rechtzeitige Stellungnahmen, Verfügbarkeit aller Parteien 
für Augenscheine etc.) abhängen. D.h. die Dauer ist stark vom Einzelfall geprägt. Dieser Tatsache 
können Leistungsaufträge und Berichte zu deren Erfüllung Rechnung tragen, wohingegen gesetz-
liche Fristen eher „starr“ und der Weg zu deren Anpassung aufwändig ist.  
 
4. Nicht-Einhaltung von Fristen 
 
Gegen die Nicht-Einhaltung von Fristen können sich die Bürgerinnen und Bürger mit den Rechts-
mitteln der Rechtsverzögerungs- und der Rechtsverweigerungsbeschwerde zur Wehr setzen. Wei-
ter steht die Aufsichtsbeschwerde zur Verfügung, um allfällige zeitliche Versäumnisse der Behör-
den zu rügen. Überdies steht auch der Weg zum Ombudsman offen. 
 
5. Einführung neuer gesetzlicher Fristen 
 
Die Überprüfung, mit welchen gesetzlichen Änderungen mehr gesetzliche Fristen eingeführt wer-
den könnten, zeigt, dass neue gesetzliche Fristen v.a. durch eine Überführung bestehender Fristen 
aus den Leistungsaufträgen in Gesetze bzw. Verordnungen zu erreichen wären. Wenn gesetzliche 
Fristen die bisherigen Leistungsaufträge ersetzten, so würden der Regierungsrat und die Verwal-
tung eines flexiblen Handlungsspielraumes beraubt, welcher die Kundenfreundlichkeit in vielen 
Fällen erst ermöglicht.  
 
6. Fazit 
 
In Gesetzen oder Verordnungen sind Fristen soweit geregelt, als dies für die Rechtsgleichheit und 
den Schutz der Freiheitsrechte notwendig ist. Einige Fristen regeln auch Prozesse, welche sich in 
gleichartiger Weise oft wiederholen und einheitlich (eben rechtsgleich) ablaufen sollen. Dagegen 
sind Fristen, welche den „Service public“ konkretisieren in den Leistungsaufträgen der Dienststel-
len enthalten. Mit diesem Führungsinstrument können die vorhandenen personellen Ressourcen 
optimal eingesetzt und die Fristen einzelfallgerecht so kurz wie möglich gehalten werden. Die Fest-
legung der Leistungsfristen in den Leistungsaufträgen ermöglicht, dass im Sinne eines möglichst 
optimalen „Service public“ differenzierte Fristen definiert werden und allfällige Anpassungen und 
Aktualisierungen, ohne das in der Regel eher langwierige und schwerfällige Gesetzgebungsverfah-
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ren, durchgeführt werden können. Aus diesem Grund sieht der Regierungsrat keinen Grund, zu-
sätzliche gesetzliche Fristen einzuführen. Er wird sein besonderes Augenmerk weiterhin darauf 
richten, dass die Leistungsaufträge der Dienststellen verbindliche, kundenfreundliche und damit 
möglichst kurze, aber immer auch realistische Behandlungs- und Bearbeitungsfristen enthalten 
und diese in der Praxis auch umgesetzt werden. Zu beachten ist, dass die Behandlungs- und Be-
arbeitungsfristen immer auch so bemessen sein müssen, dass die staatlichen Dienstleistungen in 
der gebotenen Qualität erbracht werden können. 
 
Der Regierungsrat beantragt dem Landrat das Postulat von Klaus Kirchmayr abzuschreiben. 
 
 
Liestal, 27. Januar 2015 Im Namen des Regierungsrates 
 
 Der Präsident: 
 
 Isaac Reber 
 
 Der Landschreiber: 
 
 Peter Vetter 
 
 
 
 
 
 
 
  
Beilage: Übersicht zu den bestehenden Fristen 



Anhang zu LRV zur Beantwortung von 2013-162 
 

Allgemein 
 
Art. 29 Abs. 1 der Bundesverfassung schreibt als Verfahrensgarantie die Beurteilung einer hängigen Angelegenheit innert angemessener Frist vor. Auf 
kantonaler Ebene, d.h. gemäss dem basellandschaftlichen Verwaltungsverfahrensgesetz (VVG, SGS 175, Art. 3 Abs. 2), hat die Behörde alle Eingaben 
innert angemessener Frist zu beantworten. Was als angemessene Verfahrensdauer gilt, ist bei fehlender gesetzlicher Bestimmung der Fristen immer an-
hand des Einzelfalles zu beurteilen. 
Der Bund hat durch eine Ordnungsfristenverordnung auf Bundesebene1 versucht, die Fristen stringenter zu fassen. Es zeigte sich jedoch, dass diese Ver-
ordnung in der Verwaltung kaum bekannt ist und aufgrund ihrer allgemein gehaltenen Formulierung nicht geeignet ist, eine Beschleunigung der Verfahren 
zu bewirken2. 
 
Wo kein Kommentar steht, werden die Fristen eingehalten oder unterboten. 
 
 

1 Verordnung über Grundsätze und Ordnungsfristen für Bewilligungsverfahren GS 172.010.14. Im Bericht des Bundesrates Fussnote 2, S. 10 ist festegehal-
ten, das die Bundesverordnung in der Verwaltung kaum bekannt ist und die Normen als zu unverbindlich eingeschätzt werden, um tatsächlich eine Wirkung 
zu entfalten. 
2 Vgl. Bericht des Bundesrates „Widerspruchsverfahren oder kürzere Fristen“ in Erfüllung der Postulate 06.388 (Wicki) und 06.3732 (Fraktion 
CVP/EVP/GLP) 

Dienststelle / Handlungsbereich / 
Zugehörigkeit 

Ort der Regelung SGS / SR Dienstleistung Vorgesehene Frist 

Grundrechte § 9 Verfassung des Kantons 
Basel-Landschaft (Kantons-
verfassung, KV) 

SGS 100 Rechtsschutz:  Entscheid innert angemesse-
ner Frist; unverzügliche Unter-
richtung über Gründe beim 
Entzug der Bewegungsfreiheit 

Eingaben an Behörden § 10 KV  Beantwortung von Petiti-
onen 

Innert angemessener Frist 

Verfahren bei Initiativen § 29 KV  Vorlegung zur Abstim-
mung 

Bei formulierten Begehren 
innert 18 Monaten; bei nicht-
formulierten Begehren innert 
zweier Jahre 

Wahlverfahren § 24 Gesetz über die politi-
schen Rechte (GpR) 

SGS 120 Ersatzwahl eines Behör-
denmitglieds 

Innert vier Monaten nach Aus-
scheiden 

Behandlungsfristen § 78 GpR  Vorlegung zur Abstim-
mung 
 
 
 
 

Bei formulierten Begehren 
innert 18 Monaten; bei nicht-
formulierten Begehren innert 
zweier Jahre 

 § 78 GpR  Ausarbeitung einer Vor-
lage zu einem nichtfor-

Innert 2 Jahren 

                                                                 

http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20102805/index.html
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mulierten Begehren 
 § 78a  Vorlage zur Rechtsgül-

tigkeit der formulierten 
Initiative 

Innert 3 Monaten 

 § 78a  Stellungnahme der Re-
gierung zu forlulierter 
Initiative 

Innert 6 Monaten 

Zahlungsfristen Bundesgesetz betreffend die 
Ergänzung des Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuches 
(Fünfter Teil: 
Obligationenrecht) OR 

SR 220 Im Bereich Zahlungstermine für Rechnungen über kanto-
nale Beiträge sind Zahlungsziele/-fristen in Anlehnung an 
die Bestimmungen des Obligationenrechts auf Verwal-
tungsebene definiert. 
 

FKD 
Generalsekretariat Gemeindewe-
sen 

Leistungsauftrag  Vorprüfung und Geneh-
migung von Gemeindeer-
lassen, -verträgen und -
statuten: Ant-
wort/Genehmigung 

unter 30 Tagen 

   Bearbeitung von Be-
schwerden von Bürgern 
gegen Gemeindebehör-
den 

Innert 180 Tagen 

Steuererlass Leistungsauftrag  Bearbeitung von Gesu-
chen 

Innert 6 Monaten 

Personaladministration Leistungsauftrag  Erstellen von Eintritts- 
und Austrittsakten sowie 
Dokumentenablage in 
Personalakten 

Innert 5 Arbeitstagen 

 Leistungsauftrag  Erstellen von Arbeitsver-
trägen 

Innert 2 Arbeitstagen oder 
gemäss Auftrag 

 Leistungsauftrag  Absagen an nicht be-
rücksichtigte Bewerbe-
rInnen 

5 Arbeitstage ab Entscheid 

Fachstelle für Gleichstellung Leistungsauftrag  Erteilung von Auskünf-
ten, Vermittlung von 
Adressen 

2 Tage 

 Leistungsauftrag  Individuelle Beratungen 2 Wochen 
Personalamt Leistungsauftrag  Instruktion personalrecht-

licher Beschwerden vor 
Regierungsrat und Ver-
tretung vor Kantonsge-
richt 

RRB innert 4 Monaten nach 
Schluss Schriftenwechsel 

   Beratung der Gemeinden 
und öff. Institutionen zum 
öffentlich-rechtlichen 

Beantwortung Anfragen innert 
3 Arbeitstagen 

http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19110009/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19110009/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19110009/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19110009/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19110009/index.html


Personalrecht 
   Prüfung und Antragstel-

lung zur Genehmigung 
kommunaler Personal-
reglemente 

Genehmigung innert 1 Monat 
nach Eingang des Gesuches 

Statistisches Amt Leistungsauftrag  Bevölkerungsstatistik: 
Verfügbarkeit der Daten 

jeweils 10 Wochen nach Jah-
resende 

   Erstellen Grundlagen für 
die Passation im Rah-
men der Finanzaufsicht 
über die Gemeinden 

Daten bis Ende März für Vor-
anschläge und bis Ende Juni 
für Rechnungen bereitstellen 

   Diverse Produkte Einhaltung von Terminvorga-
ben des Bundes und/oder 
Jahresplanung 

Sozialversicherungsanstalt SVA Art. 52 Abs. 2 Bundesgesetz 
über den Allgemeinen Teil 
des Sozialversicherungs-
rechts (ATSG) 

SR 830.1 Einsprachen Innert angemessener Frist 

 Art. 72 Verordnung über die 
Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (AHVV) 

SR 
831.101 

Auszahlung der Renten Bis zum 20. des Monats 

 Art. 80 Verordnung über die 
Invalidenversicherung (IVV) 

SR 
831.201 

Auszahlung der Taggel-
der 

Monatlich nachschüssig 

SVA Interne Fristen SVA-intern gelten für die Abteilungen / Teams Leistungs- und Termin-
vorgaben für die Erledigung der Arbeiten (Durchlaufzeiten, Pendenzen-
bearbeitung). Mit bestimmten Mitgliedern der Ausgleichskasse / Famili-
enausgleichskasse wurden kunden- und dienstleistungsorientierte Ver-
einbarungen über die Verarbeitungszeit getroffen, welche dem Stan-
dard von Versicherungsgesellschaften entsprechen. 

Sozialamt Leistungsauftrag  Bearbeitung der Be-
schwerden mit ab-
schliessender Erstellung 
von RRB's oder Erlass 
von Verfügungen 

100% innert 90 Tagen nach 
Abschluss des Schriftverkehrs 
der Parteien 
 

   Kontrolle der kommuna-
len Sozialhilfeverfügun-
gen 

95% innert 7 Tagen, 100% 
innert 14 Tagen 

   Bevorschussung und 
Vollstreckungshilfe für 
Unterhaltsbeiträge 

Auszahlung Bevorschussung 
auf Monatsbeginn 100%. Wei-
terleitung eingegangener Un-
terhaltsbeiträge an die Leis-
tungsempfänger 95% am 
nächstfolgenden Arbeitstag, 
100% am übernächstfolgen-
den Arbeitstag. Fallbearbei-

http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002163/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002163/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002163/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20002163/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19470240/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19470240/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19470240/index.html
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19610003/index.html
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tung Bevorschussung und 
Vollstreckungshilfe 90% innert 
30 Tagen, 100% innert 60 
Tagen 

   Asyl Fristen bezüglich der Abrech-
nung der Bundesgelder und 
Verrechnung mit den Gemein-
den 

Finanzverwaltung Art. 105k Abs. 2 Verordnung 
über die Krankenversiche-
rung (KVV) 

SR 
832.102 

Übernahme der Verlust-
scheine in der obligatori-
schen Krankenpflegever-
sicherung 

Zahlung der Forderung des 
Versicherung bis zum 30.Juni 
bzw. Rückerstattung von zu 
viel bezahlten Forderung bis 
zum 30. Juni des Folgejahres. 
Bis Ende erstes Quartals des 
Folgejahres, in welchem die 
Krankenkassenprämien fällig 
waren, wird ein Revisorenbe-
richt über die abgetretenen 
Forderungen erstellt. Ergibt 
sich eine Differenz bezüglich 
der seitens Kanton ausbezahl-
ten und den effektiv angefalle-
nen Forderungen des vergan-
genen Jahres zu Gunsten der 
Versicherer, so vergütet der 
Kanton diesen gemäss unten 
erwähntem Vertrag die Diffe-
renz bis spätestens Ende Juni 
nach Erhalt des Revisorenbe-
richts 

 Vertrag SGS 362 Gemäss § 6d des Einfüh-
rungsgesetzes zum 
Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung 
kann der Kanton sich von 
den Krankenversicherern 
gegen Entschädigung 
Verlustscheine abtreten 
lassen. Hierzu besteht 
ein Vertrag des Kantons 
mit der santésuisse. 
Die Krankenversicherer 
liefern die aufgelaufenen 
Verlustscheine quartals-
weise an den Kanton. 
Der Kanton vergütet den 

Innert 30 Tagen 

http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19950219/index.html%23a37d
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19950219/index.html%23a37d
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19950219/index.html%23a37d
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Versicherern gemäss 
erwähntem Vertrag die 
aufgelaufenen Forde-
rungsbeträge. 
 

 § 6 Verordnung über die 
Prämienverbilligung in der 
Krankenpflegeversicherung 
(Prämienverbilligungsverord-
nung, PVV) 

SGS 
362.12 

Prämienverbilligungen in 
der obligatorischen 
Krankenpflegeversiche-
rung. 
Auszahlung 

Periodisch vorschüssig 

Steuerverwaltung In den steuergesetzlichen Grundlagen (Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern SGS 331 und 
Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer SR 642.11) sind direkt keine Behandlungsfristen erwähnt, 
diese ergeben sich nur indirekt aus verschiedenen Verjährungs- bzw. Verwirkungsfristen (BGE vom 12. 
Dezember 2012 betr. interkantonale Geltendmachung des Steueranspruchs innert 2 Jahren). 

 Leistungsauftrag  Ermitteln der Steuerwer-
te von im Kanton domizi-
lierten Kapitalgesell-
schaften in speziellen 
Fällen 

Innert Monatsfrist 

Kommentar 90 % der Bewertungen sind innert Frist erledigt 
   Rückerstattung bzw. 

Abweisung des Antrages 
auf pauschale Steuerab-
rechnung 

Innert Monatsfrist 

Kommentar Mindestens 95 % der Anträge sind innert Frist erledigt 
   Ausstellen der Sitzbestä-

tigung und Behandlung 
der ausl. Quellensteuer-
Anträge 

innert 10 Arbeitstagen nach 
Eingang des Antrags 

Kommentar Mindestens 98 % der Sitzbestätigungen und Anträge sind innert Frist erledigt. Die geforderte Behand-
lungsfrist kann eingehalten werden 

   Rasches Erledigen der 
Einsprachen bei den 
periodischen Steuern 

75 % der Einsprachen sind 
nach 3 Monaten erledigt 

Kommentar Die Erfahrung zeigt, dass eine Bearbeitungszeit von 3 Monaten in der Regel nicht realistisch ist. Die 
Gründe dafür sind: 
aufgrund formeller Vorgaben wird die Veranlagungsbehörde zur Stellungnahme eingeladen; aufgrund 
von Ressourcenknappheit auf Seiten der Veranlagungsbehörden verzögern sich diese Stellungnahmen 
sehr oft, was wiederum zu einer längeren Bearbeitungszeit führt; 
in rund 50 % der Einsprachefälle beantragen die steuerpflichtigen Personen bzw. deren Rechtsvertreter 
eine Erstreckung der Frist zur Einsprachebegründung und/oder zur Nachreichung von Beweisunterla-
gen; im Sinne der Kundenfreundlichkeit werden solche Fristen von Seiten Steuerverwaltung grosszügig 
gewährt, was im Gegenzug aber ebenfalls automatisch zu einer längeren Bearbeitungszeit der Einspra-
che führt; 
steigende Anzahl der eingehenden Einsprachen in den vergangenen Jahren; 
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Ressourcenproblem 
   Fristgerechtes Erledigen 

der Nach- und Strafsteu-
erfälle 

90 % der Nach- und Strafsteu-
erfälle sind nach 6 Monaten 
erledigt 

Kommentar Vorgabe kann nur bei rund 50 % der Fälle eingehalten werden. Die Gründe dafür sind u.a.: 
stetige Zunahme der formellen Anforderungen an ein Nach- und Strafsteuerverfahren gestützt auf die 
jüngste Rechtsprechung des Bundesgerichts und des Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in 
Strassbourg, was die Verfahren verkompliziert und zu längeren Bearbeitungszeiten führt; 
der Grossteil der in ein Nach- und Strafsteuerverfahren involvierten steuerpflichtigen Personen lässt 
sich anwaltlich vertreten, was insbesondere gestützt auf Fristerstreckungsgesuche hinsichtlich der Ein-
reichung der Stellungnahmen im Rahmen der Gewährung des rechtlichen Gehörs zu längeren Bearbei-
tungszeiten führt; 
konstant hoher Eingang der Nach- und Strafsteuerfälle sowie der seit dem Jahr 2010 vom Gesetzgeber 
neu eingeführten straflosen Selbstanzeigen; 
Ressourcenproblem. 
 

   Beantworten von schrift-
lichen Anfrage 

innert 15 Arbeitstagen 

Kommentar 95 % der Anfragen sind innert Frist erledigt 
   Angemessene Durch-

laufzeiten bei der Durch-
führung von Revisionen 

Mehr als 70 % der Revisionen 
werden innert 6 Monaten erle-
digt 

Kommentar Die geforderte Behandlungsfrist kann — gemessen ab Information des Kunden — eingehalten werden 
   Fristgerechtes Erstellen 

der Spezialsteuer-
Veranlagungen nach den 
gesetzlichen Bestim-
mungen: Grundstückge-
winnsteuern 

Mindestens 80 % der Grund-
stückgewinnsteuern sind innert 
3 Monaten nach Akteneingang 
veranlagt 

Kommentar Die Bearbeitungszeit kann i.d.R. nicht eingehalten werden. Die Gründe dafür sind: 
es müssen von den Steuerkunden notwendige Unterlagen und Belege nachgereicht werden oder es 
sind zusätzliche Abklärungen notwendig; 
je nach Anzahl der eingehenden Kaufverträge, der Nachfragen der Steuerkunden nach den jeweiligen 
Veranlagungen sowie von unverbindlichen Vorbescheiden für Zahl- /Treuhandstellen gestaltet sich der 
Arbeitsanfall saisonal unterschiedlich; 
aufgrund des momentanen Booms auf dem Immobilienmarkt ist die Anzahl der Grundstückgeschäfte in 
den letzten Jahren stetig angestiegen ; 
nicht voraussehbare organisatorische Neuausrichtung resp. Personelle Wechsel im Bereich Spezial-
steuern. 

   Fristgerechtes Erstellen 
der Spezialsteuer-
Veranlagungen nach den 
gesetzlichen Bestim-
mungen: Handände-
rungssteuern 

Mindestens 95 % der Handän-
derungssteuern sind bis zum 
Antritt des Eigentums veran-
lagt 



Kommentar Die geforderte Behandlungsfrist kann eingehalten werden 
   Fristgerechtes Erstellen 

der Spezialsteuer-
Veranlagungen nach den 
gesetzlichen Bestim-
mungen: Erbschafts-
steuern 

Mindestens 90 % der Erb-
schafts- und Schenkungssteu-
ern sind innert 3 Monaten nach 
Akteneingang veranlagt 

Kommentar Kann nicht eingehalten werden. Die Gründe dafür sind : 
es müssen von den Steuerkunden notwendige Unterlagen und Belege nachgereicht werden oder es 
sind zu sätzliche Abklärungen notwendig ; 
je nach Anzahl der eingehenden Erbschaftsinventare und allfälliger Nachfragen der Steuerkunden nach 
dem jeweiligen Erbschaftssteuerrechnungen gestaltet sich der Arbeitsanfall saisonal unterschied l ich — 
mit einer zeitweiligen Kulmination per Jahresende;  
nicht voraussehbare organisatorische Neuausrichtung resp. Personelle Wechsel im Bereich Spezial-
steuern ; 
zeitlich beschränkter Mehraufwand durch das Veranlagen mit zwei Informatiksystemen sowie die Vor-
nahme von Verkehrswertschätzungen für Inventare mit Liegenschaften ohne Wertangabe. 

   Fristgerechtes Erstellen 
der Spezialsteuer-
Veranlagungen nach den 
gesetzlichen Bestim-
mungen 

 

Kommentar Die geforderte Behandlungsfrist kann eingehalten werden 
   Korrekte Verkehrswert-

schätzungen von Lie-
genschaften 

90 % der Schätzungen sind 
innert 6 Wochen erledigt 

Kommentar Die Bearbeitungszeit kann i.d.R. nicht eingehalten werden. Die Gründe dafür sind: 
Zunahme von Aufträgen für komplexe interne Verkehrswertschätzung sowie 
fehlende Liegenschaftswerte in den Inventaren; 
fehlende personelle Ressourcen; 
nicht voraussehbare organisatorische Neuausrichtung resp. Personelle Wechsel im Bereich Spezial-
steuern. 

   Fristgerechte Erledigung 
der Einsprachen bei den 
Spezialsteuern 

95 % der Einsprachen sind 
nach 3 Monaten erledigt 
 

   Fristgerecht erledigte 
manuelle Auszahlungen 
von Guthaben 

95 % der manuellen Auszah-
lungen erfolgen innert 10 Ar-
beitstagen 

   Bearbeitung der Rücker-
stattungsanträge 

innert 6 Wochen nach Eingang 
bei der Quellensteuer 

Kommentar Mindestens 90 % der Rückerstattungsanträge werden innert Frist erledigt. Die geforderte Behandlungs-
frist kann eingehalten werden 

   Zeitgerechtes Zustellen 
von Tarifmitteilungen an 
die Arbeitgebenden 

100% der Tarifmitteilungen 
werden innert 10 Arbeitstagen 
nach Eingang der Mutations-



meldung zugestellt 
VGD     

KIGA     

 Leistungsauftrag  Arbeitsmarktliche Vor-
entscheide 
zu Aufenthalts- und 
Dienstleisterbewilligun-
gen 

10 Arbeitstage 

 Leistungsauftrag  Erteilung von Grenzgän-
gerbewilligungen 

10 Arbeitstage 

 Internes Leistungsziel  Bearbeitung von Mel-
dungen 
zu Anstellungen und 
Dienstleistungen 
bis 90 Tage/Jahr 

5 Arbeitstage 

 Leistungsauftrag  Plangenehmigung und 
Planbegutachtung 
bei industriellen 
Betrieben 

30 Tage 

 Leistungsauftrag  Plangenehmigung und 
Planbegutachtung 
bei nichtindustriellen 
Betrieben 

14 Tage 

 Internes Leistungsziel  Eichung von Mess-
mitteln auf 
Gesuch des Mess-
mitteleigentümers 

30 Tage 

 Art. 27 Abs. 3 Bundesgesetz 
über den Allgemeinen Teil 
des Sozialversicherungs-
rechts (ATSG) 

GS 830.1 Arbeitslosenversicherung 
(ALV): Info an Versicher-
te, falls 
Anspruch auf Leistungen 
einer anderen Sozialver-
sicherung 
bestehen könnte 

unverzüglich 

 Art. 52 Abs. 2 ATSG  ALV: Behandlung von 
Einsprachen 

innert angemessener 
Frist 

 Art. 30 Abs. 3 Bundesgesetz 
über die obligatorische Ar-
beitslosenversicherung und 
die Insolvenzentschädigung 
(Arbeitslosenversicherungs-
gesetz, AVIG) 

GS 837.0 ALV: Vollzug von Sankti-
onen 

Innert 6 Monaten seit Einstel-
lungsbeginn 

 Art. 19 Abs. 3 Verordnung 
über die obligatorische Ar-

GS 
837.02 

ALV: Erfassung der 
Kontrolldaten 

Innert 7 Tagen seit der Anmel-
dung 
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beitslosenversicherung und 
die Insolvenzentschädigung 
(Arbeitslosenversicherungs-
verordnung, AVIV) 

einer versicherten Per-
son 

 Art. 22 Abs. 1 AVIV  ALV: Erstes Beratungs-
gespräch 
nach Anmeldung im 
RAV 

Innert 15 Tagen 

 Art. 22 Abs. 2 AVIV  ALV Kadenz der Bera-
tungsgespräche 
im RAV 

Mind. slle 3 Monate 

 Art. 23 Abs. 3 AVIV  ALV: Erstmaliges Erstel-
len 
des Formulars „Angaben 
der 
versicherten Person“ 

Spätestens beim ersten Bera-
tungsgespärch 

 Arg. 23 Abs. 4 AVIV  ALV: Laufendes Verfü-
gen der 
Versicherten über das 
Formular 
„Angaben der versicher-
ten 
Person“ 

Bis zum jeweiligen Monatsen-
de 

 Art. 26 Abs. 3 AVIV  ALV: Kontrolle der mo-
natlichen 
Nachweise der Arbeits-
bemühungen 

monatlich 

 Art. 119b Abs. 1 AVIV   ALV: Erlangung des Eidgen. 
Fachausweises für Perso-
nalberatende 

innert 5 Jahren seit Anstellung 
 
 

 Art. 125 Abs. 5 und 8 AVIV 
und Art. 7 Abs. 2 Verordnung 
über das Informationssystem 
für die Arbeitsvermittlung und 
die Arbeitsmarktstatistik 
(AVAM-Verordnung), GS 
823.114 

 ALV: Aufbewahrungs- und 
Vernichtungspflicht von 
personenbezogenen Daten 

10 Jahre,  
bzw. 3 Jahre 
 
 

 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 
des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Koordinierung 
der Systeme der sozialen Si-
cherheit, Grundverordnung 
(GVO) 
 
Verordnung (EG) Nr. 987/2009 
des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Festlegung 

 ALV-Leistungsimport und 
Leistungsexport: Information 
der verschiedenen Träger 
der Herkunftsstaaten oder 
Staaten der Stellensuche 
mittels der EU-Formulare 

Unverzüglich 
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der Modalitäten für die Durchfüh-
rung der GVO, Durchführungs-
verordnung, DVO (EU-
Verordnungen 883/2004 und 
987/2009) 

 Art. 95 AVIG i.V.m. Art. 25 Abs. 
2 und 3 ATSG 

 ALV: Rückforderung von 
Arbeitslosenentschädigung, 
Kurzarbeitsentschädigung, 
Schlechtwetterentschädi-
gung sowie Insolvenzent-
schädigung 
 

1 Jahr bzw. 5 Jahre  
 

 Art. 52 Abs. 2 ATSG 
 

 ALV: Erlass der Ein-
spracheentscheide 

Innert angemessener Frist, 
durch Rechtsprechung auf 3 
Monate konkretisiert 

 Art. 30 Abs. 3 AVIG  ALV: Sanktionen; Vollzug 
der Einstellung 

binnen sechs Monaten, nachdem 
die Einstellungsfrist zu laufen 
begonnen hat 
 

 Interne Frist  ALV Einspracheverfahren: 
Empfangsbestätigung  

Innert 5 Arbeitstagen seit Ein-
gang 

 Art. 30 Abs. 1 AVIV / interne 
Frist 

 ALV: Auszahlung der Ar-
beitslosenentschädigung 

In der Regel im Lauf des folgenden 
Monats 
/ Gleichentags nach Eingang der 
erforderlichen Formulare 
 

 Leistungsauftrag  ALV: Erstauszahlung von 
Arbeitslosenentschädigung 
nach Anmeldung  

Spätestens nach 30 Kalenderta-
gen 

  
Art. 39 AVIG / Leistungsauftrag 

 ALV: Vergütung von Kurz-
arbeitsentschädigung 

In der Regel innerhalb eines Mo-
nats 
 / innert 30 Tagen 

  
Art. 48 AVIG / Leistungsauftrag 

 ALV: Vergütung von 
Schlechtwetterentschädi-
gung 

In der Regel innerhalb eines Mo-
nats 
/ Leistungsauftrag 

 Interne Frist  ALV: Insolvenzentschädi-
gung 

Innert Wochenfrist, sofern rechtzei-
tig geltend gemacht und Voraus-
setzungen erfüllt 

 Leistungsauftrag  ALV: Bewilligung zur Kurz-
arbeit, Vorentscheid 
 

80% innert 2 Wochen 

 Leistungsauftrag  ALV: Bewilligung zur 
Schlechtwetterentschädi-
gung, Vorentscheid 

80% innert 2 Wochen 

 Art. 81e AVIV / interne Frist  ALV: Entscheid von AMM-
Kursgesuchen 

in der Regel innert 10 Arbeitstagen 
/ 10 Arbeitstage bei Vorliegen 
der Unterlagen 

 90a Abs. 8 AVIV  ALV: AMM Ausbildungszu-
schuss 

Monatsfrist 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:284:0001:0042:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:284:0001:0042:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:284:0001:0042:DE:PDF


 95b Abs. 3 AVIV  ALV: AMM Förderung selb-
ständige Erwerbstätigkeit 

Monatsfrist 

 Art. 87 AVIV  ALV: AMM-Teilnahme-
bescheinigung zur Auszah-
lung 

3. Werktag Folgemonat 

 Leistungsauftrag  Bausparprämien, Verfügung Innert 3 Tagen 
 Interne Frist  Bausparprämien, Auszah-

lung 
Innert Monatsfrist nach Entscheid 

   Bausparprämien, Zwecker-
haltungskontrollen 

Innert 10 Jahren nach Auszahlung 

 Interne Frist  Alte Wohnbausubventions-
geschäfte, Änderung oder 
Löschung des Grundbuch-
eintrags bei Handänderung 

Innert 3 Tagen nach Vorliegen 
aller relevanten Unterlagen 

 Leistungsauftrag  Zusatzverbilligungen Wohn-
bauförderung, Gesuchsbe-
arbeitung (nur bestehende 
Geschäfte) 

Innert 3 Tagen, sobald Gesuch 
vollständig 

 Interne Frist  Zusatzverbilligungen Wohn-
bauförderung, Überprüfung 
der Höchstmieten (nur 
bestehende Geschäfte) 

Alle 5 Jahre 

 Interne Frist  Förderungsbeiträge an den 
gemeinnützigen Wohnungs-
bau, Gesuchsentscheid 

Innert Wochenfrist ab Vorliegen 
der vollständigen Unterlagen 

 Interne Frist  Förderungsbeiträge an den 
gemeinnützigen Wohnungs-
bau, Auszahlung 

nach dem Erhalt der vollständigen 
Abrechnung innert Wochenfrist 
veranlasst und innert Monatsfrist 
erfolgt. 

 Interne Frist  Arbeitsvertragliche Rechts-
auskunft im persönlichen 
Gespräch im KIGA 

Antwort in der Regel unmittelbar, 
Zusatz- Abklärungen innert 2 
Tagen 

 Interne Frist  Arbeitsvertragliche Rechts-
auskunft, schriftliche Anfra-
gen 

Beantwortung innert 5 Arbeitsta-
gen 

 Interne Frist  Arbeitsvertragliche Rechts-
auskunft, telephonische 
Anfragen 

Beantwortung womöglich sofort, 
ansonsten innert 1 Tag 

 Leistungsauftrag  Arbeitsrechtliche Überprü-
fung von umfassenderen 
Verträgen oder Betriebsreg-
lementen  

Innert max. 10 Arbeitstagen 

 Leistungsauftrag / Interne 
Frist 

 Arbeitszeitgesuche Vor Inanspruchnahme der ausser-
ordentlichen aRbeitszeit bearbeitet 
/ Innert 3 Arbeitstagen 

 Interne Frist  Arbeitszeitkontrollen bei 
Unternehmen 

Information über das Resultat 
innert 20 Tagen, Schlussbericht 
innert 30 Tagen 

 Leistungsauftrag  Vollzug des Bundesgeset-
zes über die Arbeitsvermitt-

< 14 Arbeitstage für vollständige 
Gesuche 



lung und den Personalver-
leih (Arbeitsvermittlungsge-
setz, AVG) AVG: Bearbei-
tung der Gesuche um Bewil-
ligung 

 Leistungsauftrag  Ruhetagsgesetz: Bearbei-
tung von Anfragen 

einfache Anfragen: 2 Tage; 
unter Erfordernis eines Augen-
scheins und einer schriftlichen 
Antwort: 14 Tage 

 Interne Frist  Verordnungen über die 
Arbeits- und Ruhezeit der 
berufsmässigen Motorfahr-
zeugführer und -führerinnen 
(Chauffeurverordnung, ARV 
1) und über die Arbeits- und 
Ruhezeit der berufsmässi-
gen Führer von leichten 
Personentransportfahrzeu-
gen und schweren Perso-
nenwagen (ARV 2) ARV: 
Telefonische Auskünfte 

unmittelbar 

 Interne Frist  ARV: Zusendung von Unter-
lagen 

Innert max. 5 Arbeitstagen 

 Interne Frist  ARV:Bearbeitung von Son-
derbewilligungen 

Innert max. 4 Arbeitstagen 

 Interne Frist  ARV: Kontrolle von Arbeits-
zeiterfassungen von Chauf-
feuren 

Innert 10 Arbeitstagen 

 Interne Frist  ARV: Erstellen des Inspekti-
onsberichts 

Innert 1 Woche 

 Interne Frist  ARV: Kontrolle und Verzei-
gung bei Firmen mit bis 10 
Fahrzeugen 

 4 Wochen 

 Interne Frist  ARV: Mitberichterstellung zu 
Taxihalterbewilligung 

2  Wochen 

 Interne Frist  ARV: Kontrollen bei prov. 
Taxihalterbewilligungen 

Innert 1 Jahr 

 Interne Frist  Sprengstoffgesetz: 
Zustellung Gesuchsunterla-
gen für Verkauf 

sofort nach Anfrage 

 Interne Frist  Sprengstoffgesetz: 
Bearbeiten des Bewilli-
gungsgesuches 

2-3 Arbeitstage 

 Interne Frist  Sprengstoffgesetz: 
Abnahme Verkaufs- und 
Lagerstandort 

innert 2 Wochen 

 Interne Frist  Sprengstoffgesetz: 
Beantworten von Anfragen 

3-4 Arbeitstage 

 Interne Frist  Sprengstoffgesetz: 
Kontrollberichte 

3-4 Tage 
 

 Interne Frist  Sprengstoffgesetz: sporadisch, 



Kontrollrhythmus aber mind. alle 2 Jahre 
 Interne Frist  Preisbekanntgabeverord-

nung, Augenschein 
Innert 1 Woche 

 Interne Frist  Preisbekanntgabeverord-
nung, Verwarnung nach 
festgestellten Verstösen 

Innert drei Arbeitstagen 

 Interne Frist  Preisbekanntgabeverord-
nung, Nachkontrolle 

Innert 1 Monat nach Fristablauf der 
Wiederherstellung des rechtl. 
Zustandes 

 Interne Frist  Preisbekanntgabeverord-
nung, Verzeigung 

Innert 1 Woche nach Feststellung 

Landwirtschaftliches Zentrum 
Ebenrain LZE 

Leistungsauftrag  Übrig. Landw Berufe - 
Auszahlung der Beiträge 

innert 1 Mte 

   Investitionshilfen - Ab-
wicklung Geschäft nach 
Kreditbewilligung 

90% in 10 Tagen 

   Investitionshilfen - Frist-
gerechter Buchhaltungs-
abschluss 

bis Ende Januar 

   Investitionshilfen - Bera-
tungsdauer zwischen 
Anfrage und Erledigung:  

innert 3 Mte 

   Boden/Pachtrecht - Ge-
suchsbehandlungsdau-
ern  

90% innert 3 Wochen 

   Boden/Pachtrecht - Stel-
lungnahmen Bauinspek-
torat:  

90% innert Frist BIT (1 Woche) 

   Bodenverbesserungen - 
fristgerechte Behandlung 
von Anfragen 

innert 3 Mte 

   Bodenverbesserungen - 
Beitragsgesuch 

innert 6 Mte 

   Bodenverbesserungen - 
Verfahrensbeschlüsse 

innert 6 Mte 

   Bodenverbesserungen - 
Subventionsabrechnung 
und Zahlung 

innert 1 Mt. 

   Bodenverbesserung - 
Zweckentfremdung, 
Zerstückelung, Handän-
derung 

innert 2 Mte 

   Beratung - fristgerechte 
Beratung 

95% innert  3 Mte 

   Beratung - Erledigung IV-
Abklärungen 

95% innert 2 Mte 



   Beratung - Betriebsaner-
kennung 

95% innnert 1 Mt. 

   Pflanzenschutz - Rodung 
befallener Kernobstanla-
gen 

in 2 Mte 

   Pflanzenschutz - Mass-
nahmen nach Feststel-
lung  

2 Wochen 

   Direktzahlungen - Zeit-
plan für Entscheide und 
Auszahlungen 

eingehalten 

   Ökol. Ausgleich - Zeit-
plan für Entscheide und 
Auszahlungen 

eingehalten 

   Übrig. Landw Berufe - 
Auszahlung der Beiträge 

innert 1 Mte 

   Investitionshilfen - Ab-
wicklung Geschäft nach 
Kreditbewilligung 

90% in 10 Tagen 

Kantonslabor Leistungsauftrag  
Untersuchungsberichte 

10-20 Tage (je nach Untersu-
chungstyp) 

   Trinkwasserinpektions-
berichte 

20 Tage 

 Qualitätssicherungs-
Handbuch 

 Lebensmittelinspektions-
berichte 

Abgabe vor Ort oder 10 Tage 

Hauptabteilung Veterinär, Jagd und 
Fischerei 

Leistungsauftrag  Tierversuchsbewilligun-
gen 

Innert 6 Wochen 

   Abschätzen von Wild-
schäden 

Innert 3 Arbeitstagen 

   Gesuche und Anfragen i.d.R. innert 14 TAgen 
Hauptabteilung Gesundheit Leistungsauftrag  Berufsausübungsbewilli-

gungen: Leistungen für 
Medizinalpersonen und 
Leistungen für Institutio-
nen 

4-6 Wochen 

 Empfehlung der Generaldi-
rektorenkonferenz 

SR 
832.10 

Kostengutsprachen für 
ausserkantonale Hospi-
talisation gemäss Art. 41 
Abs. 3 Bundesgesetz 
über die Krankenversi-
cherung 

5 Arbeitstage 

Hauptabteilung Wirtschaftsförde-
rung 

Leistungsauftrag  Bestandespflege: Grund-
sätzlich: zeitgerechte 
Beratung. Herstellung 
des Erstkontakts  

innert 3 Arbeitstagen 
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   Beitragsleistungen; 
Grundsätzlich: zeitge-
rechte Entscheide;  

Erstprüfung der Gesuche ≤ 5 
Arbeitstage; Entscheid 1-2 
Monate nach Gesuchseingang 

Hauptabteilung Volkswirtschaft und 
Recht 

Leistungsauftrag  Rechtsberatung Einhaltung der jeweiligen Fris-
ten 

   Beschwerden Zeitgerechte Entscheide 
   Rechtskonformitätsprü-

fung 
Zeitgerechte Genehmigung / 
keine Anmahnungen wegen 
Bearbeitungsfristen 

   Volkswirtschaft: Zeitge-
rechte Ausführung der 
Aufträge / Einhaltungs-
grad der gesetzten bzw. 
vereinbarten Fristen 

95% 

 § 7 Abs. 4 Verordnung 
zum Gesetz über die Reduk-
tion der Regelungsdichte und 
den Abbau der administrati-
ven Belastung für die kleinen 
und mittleren Unternehmen  
(KMU) 
 

SGS 
541.11 

Erledigung Anfragen Innert 5 Arbeitstagen 

 Leistungsauftrag  Herstellung Kontakt Innert 3 Arbeitstagen 
   Eingangsbestätigung und 

Angabe der benötigten 
Zeit bei komplexen An-
fragen 

Innert 5 Arbeitstagen 

Amt für Geoinformation Leistungsauftrag  Mutationsbewilligung von 
Grenzmutationen 

Kundenfreundliche Behand-
lungszeit (i.d.R. 4 Wochen) 

   
Abgabe von Geodaten 

Mittlere Lieferfrist < 5 Arbeits-
tage 

Amt für Wald beider Basel § 2 Abs. 1 Dekret über die 
Bewilligung für Veranstaltun-
gen im Wald 

SGS 
570.1 

Bewilligung von Veran-
staltungen 

Impliziert die Verbindlichkeit, 
dass die zuständigen Behör-
den vor dem ersuchten Veran-
staltungsdatum zu entscheiden 
haben. 

 Leistungsauftrag  

Übergeordnete Planung 
und Vorsorge 

Fristgerechte Ausarbeitung der 
Waldentwicklungspläne 
(WEP): Beginn gemäss Zeit-
plan VGD, Ausarbeitung innert 
18 Monaten 

   

Waldflächenerhaltung 

Frist zwischen Eingang der 
vollständigen Rodungsge-
suchsunterlagen und ausgefer-
tigtem Beschlussentwurf: < 3 



Monate. 
   Waldflächenerhaltung: 

Stellungnahmen z.Hd. 
verfügender Behörde 

fristgerecht 

   Geordnete Holzprodukti-
on: Genehmigung und 
Vollzugskontrolle der 
Jahresprogramme 

Behandlungsdauer < 30 Tage 

   Politikunterstützung 
Wälder: Stellungnahmen 
an Vorgesetzte Stellen 
und politische Behörden  

fristgerecht 

BUD Im Bereich der Bau- und Umweltschutzdirektion gibt es vor allem in den Bau- und Planungsverfahren 
Behandlungsfristen, die allerdings stets als sog. Ordnungsfristen ausgestaltet sind, d.h. die Nichteinhal-
tung solcher Fristen hat nicht direkte Sanktionen irgendwelcher Art zur Folge. Es handelt sich im Einzel-
nen um folgende Fristen aus dem Bereich des BL-Raumplanungs- und Baugesetzes vom 8. Januar 
1998 (SGS 400) 

Baubewilligungsverfahren § 128 ABS. 1 Raumpla-
nungs- und Baugesetz 
(RBG) 

400 
Grundsatz im Baubewilli-
gungsverfahren 

Schnelle Abwicklung 

 § 128 Abs. 2 RBG  Mitteilung betreffend 
Einsprachen an die Bau-
gesuchstellerschaft 

30 Tage 

 § 128 Abs. 3  Entscheid über das Bau-
gesuch und die Einspra-
chen 

Innert 3 Monaten, bei kompli-
zierten Vorhaben spätestens 
innert Jahresfrist 

Kommentar Der gesetzlich verankerte Grundsatz der schnellen Abwicklung von Baubewilligungsverfahren hat auch 
Eingang in den Leistungsauftrag des Bauinspektorats gefunden, wo für einzelne Verfahrensschritte 
jeweils Messgrössen mit Zielsetzungen, Indikatoren und zu erfüllenden Standards definiert sind. Dabei 
ist stets zu berücksichtigen, dass die Behandlungsfrist für einzelne Baugesuche stets auch vom Verhal-
ten und Mitwirken der Baugesuchstellerschaft abhängt (komplette Baugesuchsunterlagen mit den genü-
genden Plänen), vom Verhalten anderer Parteien (Einwilligung von Nachbarn zu notwendigen Dienst-
barkeiten, Einsprachen), wobei insbesondere Einsprachen und weitergehende Rechtsmittel die Dauer 
eines Verfahrens bis zu einer rechtskräftigen Baubewilligung massiv beeinflussen können. 

Verfahren vor der Baurekurskom-
mission 

§ 134 Abs. 3 RBG  Entscheid über Be-
schwerden 

i.d.R. innert 3 Monaten 

Kommentar Trotz den relativ streng erscheinenden Verfahrensfristen ist die Einhaltung der Beschwerdebehand-
lungsfrist von in der Regel 3 Monaten zumeist illusorisch. Selbst wenn eine begründete Beschwerde 
relativ rasch vorliegt, ist diese oftmals komplex und mit vielen Aspekten versehen aufgebaut, und der 
Anspruch auf rechtliches Gehör gebietet es, dass die Vorinstanz und die Baugesuchstellerschaft um-
fangreiche Vernehmlassungen dazu verfassen müssen, um alle Aspekte abzudecken. Aufgrund der 
strengen Praxis des Bundesgerichts zur Frage des rechtlichen Gehörs muss oftmals ein zweiter Schrif-
tenwechsel durchgeführt werden, was zu weiteren Verzögerungen führt. Die umfangreichen Eingaben 
der verfahrensbeteiligten Parteien führen im Ergebnis auch dazu, dass nach dem eigentlichen Ent-
scheid der Baurekurskommission der Entscheid noch in einem umfangreichen Dokument begründet 



werden muss, damit im Entscheid sämtliche relevanten Aspekte abgedeckt sind damit sich die Ent-
scheidinstanz nicht den Vorwurf gefallen lassen muss, verfassungsmässige Rechte der Parteien verletzt 
zu haben. Das Aktuariat der Baurekurskommission hat auch nicht unbegrenzte Ressourcen dafür. 
 

Planungsverfahren § 32 Abs. 1 RBG  Einigungsverhandlung 
und – wenn keine Eini-
gung erfolgt – Genehmi-
gungsantrag an Regie-
rungsrat bei der kommu-
nalen Nutzungsplanung 
bei Einsprachen durch 
die Gemeinden 

Innert 3 Monaten 

 § 32 Abs. 1 RBG  Entscheid des REgieurn-
gsrats nach Eingang des 
Gemeindeantrags 

Innert 3 Monaten 

Kommentar Auch die Einhaltung dieser Ordnungsvorschriften erweist sich in zahlreichen Fällen als illusorisch. In 
einzelnen Nutzungsplanungsverfahren von Gemeinden gibt es oft dutzende von Einsprachen, welche 
von der Gemeinde bereinigt werden sollen. Es ist deshalb sehr wohl möglich, dass den Gemeinden die 
ihnen gewährte 3-Monatsfrist nicht ausreicht. Die Nutzungsplanungen sind oft sehr komplex, und wenn 
noch zahlreiche umfangreiche Einsprachen pendent sind, so ist die Behandlungsfrist bis zum regie-
rungsrätlichen Genehmigungsentscheid mit Einsprachenbehandlung zumeist nicht einzuhalten. Im re-
gierungsrätlichen Entscheid sind nicht nur die häufig umfangreichen und komplexen Einsprachen auf 
rechtsgenügliche Art zu behandeln, sondern die gesamte Planung ist auch auf ihre Rechtmässigkeit und 
ggf. auf ihre Zweckmässigkeit hin zu überprüfen. Dies führt oft dazu, dass der Regierungsrat gewisse 
Aspekte der Planung von der Genehmigung ausnehmen muss. Wenn dies der Fall ist, hat die Gemein-
de den verfassungsmässigen Anspruch darauf, vor dem regierungsrätlichen Entscheid angehört zu 
werden, was nochmals einige Zeit beansprucht. Die 3-Monatsfrist für die Erarbeitung eines regierungs-
rätlichen Genehmigungsentscheids ist in der Praxis nur bei einfacheren kommunalen Nutzungsplanun-
gen (Baulinien ohne Einsprachen) einzuhalten. 
In anderen Bereichen ausser den Bau- und Planungsverfahren im Zuständigkeitsbereich der Bau- und 
Umweltschutzdirektion gibt es auch bei konkreten Bewilligungsverfahren kaum Behandlungsfristen. So 
sieht die Gesetzgebung weder für Nutzungskonzessionsgesuchsbehandlungen noch für Sondierbewilli-
gungen im Bereich der Grundwassergesetzgebung Behandlungsfristen vor, auch bei Beitragszusiche-
rungen nach Energiegesetzgebung, im Bereich der Bewilligungsverfahren für Abfallanlagen u.ä. gibt es 
keine Behandlungsfristen. Auch im Bereich der Strassen- und Wasserbaugesetzgebung gibt es für die 
vorgesehenen Bewilligungsverfahren (z.B. für die Verlegung von Werkleitungen, für Bachverlegungen 
u.ä.) keine Behandlungsfristen. In all den angesprochenen Bereichen wird aber auch keine Notwendig-
keit gesehen, neue Behandlungsfristen gesetzlich zu verankern, weil es in diesen Bereichen praktisch 
nie zu Beschwerden wegen zu langer Verfahrensdauer kommt. 
 

SID     
Kommunikation Leistungsauftrag  Eingangsbestätigung 

Bürgerbriefe 
4 Tage 

   Beantwortung Bürger-
briefe 

4 Wochen 



Staatsanwaltschaft Art. 5 Schweizerische Straf-
prozessordnung (StPO) 

SR 312.0 Allgemeines Beschleuni-
gungsgebot. Zudem 
setzen auch die Gerichte 
der Staatsanwaltschaft 
regelmässig Fristen in 
den einzelnen Verfahren 

 

 Art. 39 Abs. 2 StPO  Orientierung anderer 
Staatsanwaltschaften bei 
Zuständigkeitsfragen 

unverzüglich 

 Art. 131 Abs. 1 StPO  Bestellung der notwendi-
gen Verteidigung 

unverzüglich 

 Art. 224 Abs. 1 StPO  Befragung der beschul-
digten Person und Erhe-
bung der ohne Weiteres 
verfügbaren belastenden 
und entlastenden Bewei-
se in Haftfällen 

unverzüglich 

 Art. 228 Abs. 1 StPO  Entlassung aus der Haft 
bei einem Haftentlas-
sungsgesuch, wenn die 
Staatsanwaltschaft die-
sem entspricht 

unverzüglich 

 Art. 224 Abs. 2 StPO  Beantragung von Unter-
suchungshaft beim 
Zwangsmassnahmenge-
richt 

48 Stunden seit Festnahme 

 Art. 228 Abs. 2 StPO  Einreichung einer be-
gründeten Stellungnah-
me zu einem Haftentlas-
sungsgesuch an das 
Zwangsmassnahmenge-
richt 

3 TAge 

 Art. 396 StPO  Beschwerde 10 Tage 
 399 Abs. 1StPO  Anmeldung Berufung 10 Tage 
 Art. 399 Abs. 3 StPO  Einreichung Berufungs-

erklärung 
20 Tage 

 Art. 100 Bundesgesetz über 
das Bundesgericht (Bundes-
gerichtsgesetz BGG) 

SR 
173.110 

Beschwerde in Strafsa-
chen an das Bundesge-
richt 

30 Tage 

 Art. 314 Abs. 2 StPO  Sistierung bzw. einmali-
ge Verlängerung der 
Sistierung nach Art. 314 
Abs. 1 lit. c StPO 

3 Monate 

Polizei Sowohl in der Strafprozessordnung, als auch im Polizeigesetz finden sich verschiedentlich Fristen für 
bestimmte Handlungen. Z.B. werden Fristen für die Dauer von Anhaltungen und vorläufigen Festnah-
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men etc. definiert. Ferner gibt es in der Polizeigesetzgebung auch eine Reihe von Löschungsfristen für 
die Aufbewahrung von personenbezogenen Daten. Eigentliche Behandlungsfristen im Sinne der Dauer 
für die Bearbeitung von Anliegen von Betroffenen gibt es aber demgegenüber nicht. 

Zivilrechtsabteilung Art. 69 und 71  Bundesge-
setz über Schuldbetreibung 
und Konkurs (SchKG) 

SR 281.1 Ausstellung und Zustel-
lung des Zahlungsbe-
fehls 

Nach Eingang des Betrei-
bungsbegehrens 

 Art. 76 Abs. 2 SchKG  Mitteilung über die Erhe-
bung des Rechtsvor-
schlags 

Unmittelbar nach dem Rechts-
vorschlag 

 Art. 76 Abs. 2 SchKG  Mitteilung, wenn kein 
Rechtsvorschlag erfolgt 
ist 

Sofort nach Ablauf der Bestrei-
tungspflicht 

 Art. 89 Abs. 1 SchKG  Durchführung der Pfän-
dung 

Unverzüglich nach Empfang 
des Forstetzungsbegehrens 

 Art. 133 Abs. 1 SchKG  
Verwertung von Liegen-
schaften 

Spätestens drei Monate nach 
Eingang des Verwertungsbe-
gehrens 

 Art. 221, 223 Abs. 1 SchKG  Inventaraufnahme über 
die Konkursmasse und 
andere Sicherungs-
massnhamen 

Sofort nach Empfang des 
Konkurserkenntnisses 

 Art. 270 SchKG  Abschluss des Konkurs-
verfahrens 

innert einem Jahr seit Kon-
kurseröffnung 

 Art. 276 SchKG  Ausstellung und Über-
mittlung Arresturkunde 

sofort 

 Art. 553 Abs. 2 Schweizeri-
sches Zivilgesetzbuch (ZGB) 

SR 210 
Inventaraufnahme über 
das Nachlassvermögen 

in der Regel binnen zwei Mo-
naten seit dem Tod des Erb-
lassers 

 Art. 557 Abs. 1 ZGB  Eröffnung letztwilliger 
Verfügungen 

Binnen Monatsfrist 

 Art. 948 Abs. 1 ZGB  Aufnahme von Anmel-
dungen zur Eintragung 
im Tagebuch des Grund-
buchs 

ohne Aufschub 

 Leistungsauftrag  Bearbeitungsfrist Grund-
bucheintragungen 

maximal 4 Wochen 

   Unterschriftsfertigkeit der 
einfach-schriftlichen 
Anmeldungen 

spätestens 14 Tage nach 
Auftrag, ausgenommen Erbtei-
lungen gemäss Art. 64 Grund-
buchverordnung (GBV, SR 
211.132.1) 

   Versand Grundbuchaus-
züge 

innert 2 Arbeitstagen ab Be-
gehren 

   Bearbeitungsfrist Erb-
schaftsinventare 

spätestens 8 Wochen ab To-
desmeldung abgeschlossen 
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   Bearbeitungsfrist für 
Entwurf Teilungsverträge 

spätestens 5 Wochen ab voll-
ständiger Anmeldung an 
Kundschaft 
 

   Einhaltung rascher Voll-
zug der Betreibungsbe-
gehren 

innert der gesetzlichen Ord-
nungsfristen: Ausgang Zah-
lungsbefehl 5 Arbeitstage nach 
Eingang Betreibungsbegehren 
Bearbeitungsfrist Pfändungen. 
Pfändungen max. 9 Wochen 
inkl. 30-tägige Anschlussfrist 
gem. Art. 110 SchKG (abhän-
gig von der Erreichbarkeit des 
Schuldners). 
Lohnpfändungen 2 Monate 
nach Abschluss des Pfän-
dungsjahres durch Vertei-
lungsliste abgeschlossen. 
Bearbeitungsfrist Betreibungs-
auszüge innerhalb 1 Arbeitstag 

Abteilung Bewilligung, Freiheitsent-
zug, Soziales 

Soweit möglich und sinnvoll Fristen in den Leistungsaufträgen, wobei je nach Verfahren viel vom Ver-
halten der Gesuchsteller abhängt. Im Bereich der Massengeschäfte (Ausweise, Bewilligungen) ehrgei-
zige Fristen in den Leistungsaufträgen, welche fast immer eingehalten bzw. oft deutlich unterboten 
werden. 
Im Übrigen ergeben sich "Fristen" mitunter durch gesetzlich angelegte Zeitabläufe wie z.B. im Strafrecht 
die Befristung / Verlängerung von Massnahmen. Eigentliche Behandlungsfristen gibt es hier aber zu 
Recht nicht, weil zuviel von den Umständen des Einzelfalls abhängt (rechtliches Gehör, Einholen von 
Berichten oder Gutachten, Abklären von möglichen Optionen mit Vernetzungspartnern und Klienten, 
etc.). 

 Art. 52 der Verordnung über 
die Ausweise für Schweizer 
Staatsangehörige (Ausweis-
verordnung, VAwG; SR 
143.11) 

 Zustellung des Auswei-
ses im Inland 

15 Arbeitstage ab Beantra-
gung 

Kommentar Wird diese Frist überschritten, besteht Anrecht auf einen sofortigen, kostenlosen Notpass. Die tatsächli-
che Frist im Passbereich beträgt normalerweise erheblich weniger, nämlich je nach Saison einige weni-
ge Tage; diese Frist hängt vor allem auch vom Postweg und den "herstellerseitigen" Gegebenheiten ab, 
denn unsererseits sind wir dank vorbildlichem Einsatz der Mitarbeitenden praktisch immer tagesfertig. 

Rechtsdienst des Regierungsrates Leistungsauftrag  Behandlungsfristen bei 
der Beschwerdeerledi-
gung 

65 % innerhalb von 4 Mona-
ten; 85% innerhalb von 6 Mo-
naten. 

Kommentar Einhaltung nicht ganz erreicht: 60 % innerhalb von 4 Monaten und 80 % innerhalb von 6 Monaten. 
BKSD     
Schule § 9 Abs. 5 Verordnung über 

Beurteilung, Beförderung, 
640.21 Abgabe Zeugnis Spätestens am Ende der 

zweitletzten Semesterwoche 



Zeugnis und Übertritt (VO 
BBZ) 

 § 11 VO BBZ  Zwischenbericht bei 
drohender Nichtbeförde-
rung 

Per Mitte Semester 

 § 15 VO BBZ  Beurteilungen im Kinder-
garten: Gespräche mit 
Erziehungsberechtigten 

Zweite Hälfte freiwilliges Schul-
jahr. Mitte obligatorisches 
Schuljahr 

 § 15 VO BBZ  Bestätigung Unterrichts-
besuch im Kindergarten 

Ende der Kindergartenzeit 

 § 18 Abs. 1 VO BBZ  Beurteilungsgespräch 
Primarschule 

Mitte des Schuljahres 

 § 19 VO BBZ  Beförderungsentscheid 
Primarschule 

Jährlich am Ende des Schul-
jahres 

 § 25 Abs. 1 VO BBZ  Orientierungsarbeiten 
Primarschule in Deutsch 
und Mathematik durch-
führen 

1. Quartal der 5. Klasse 

 § 26 Abs. 1 VO BBZ  Durchführung der Über-
trittprüfung in der Primar-
schule 

3 Quartal der 5 Klasse 

 § 29 VO BBZ  Beurteilungen in der 
Sekundarschule 

Semesterweise im Zeugnis; 
Beurteilungsgespräch im 2. 
Semester der 3. Klasse mit 
SchülerIn und Erziehungsbe-
rechtigten; Durchführung der 
Orientierungsarbeiten in der 4. 
Klasse 

 § 30 VO BBZ  Ausstellung eines Zeug-
nisses ohne Beförde-
rungsentscheid  

am Ende des ersten Semes-
ters der 1. Klasse 

 § 31 VO BBZ  Beförderung in der 2. Bis 
4. Klasse der Sekundar-
schule 

semesterweise 

 § 55 Abs. 1  Gespräch mit den Erzie-
hungsberechtigten von 
Kindern der Kleinklass-
sen 

Mindestens einmal jährlich 

 § 4 Abs. 1Verordnung über 
die BerufsWegBereitung 
(BWB) 

640.65 Beurteilung durch die 
Klassenlehrperson be-
treffend allfällig notwen-
diger Unterstützung 
durch BWB 

Ab dem 3 Sekundarschuljahr 
bzw. an der Berufsfachschule 
semesterweise 

 Leistungsauftrag  Entscheid über Ausnah-
meregelungen bei der 

Innerhalb eines Monats 



Klassen-, Kurs- oder 
Abteilungsbildung (auf-
grund § 21 Abs. 2 Ver-
ordnung für den Kinder-
garten und die Primar-
schule zur Klassenbil-
dung) 

   Entscheid Klassenbil-
dung (aufgrund  §§ 9-13 
Verordnung für die Se-
kundarschule 

Entscheid AVS Anfangs April, 
interne Bearbeitungsfrist 2 
Monate, 

   Entscheid Kursbildung 
aufgrund § 11 und 11 a 
Verordnung für die Se-
kundarschule 

1 Monat 

 § 6 Schulgesundheitsgesetz 645 Schüleruntersuchung 
durch Schulärzte 

Erstmals im ersten Schuljahr 

 § 9 Verordnung über den 
schulärztlichen dienst 

645.11 
Untersuchung der Kinder  

Im Kindergarten, im 4 Schuljar 

   Angebot von gesund-
heitsspezifischen Infor-
mations- und Beratungs-
veranstaltungen im Klas-
senverband oder im 
individuellen Rahmen 
durch SchulrätInnen oder 
beigezogene Fachperso-
nen 

Im 7. Schuljahr 

 Leistungsauftrag  Entscheide zum Besuch 
der Privatschulen und 
zur Speziellen Förderung 
im Einzelfall 

Innert zwei Wochen 

   Anträge im Rahmen der 
Sonderschulung 

Möglichst rasch 

   Dringliche Beratung des 
Schulpsychologischen 
Dienstes 

Qualitätsindikator: Ersttermin 
wird innerhalb einer Woche 
vergeben. 

   Behandlungsfristen des 
Schulpsychologischen 
Dienstes bezüglich 
schulrelevanter Ent-
scheide 

Diverse Fristen 

Kommentar Ausgehend von personalrechtlichen Vorgaben und Vorgaben des Amts für Volksschulen garantiert der 
Schulpsychologische Dienst (SPD) die Abklärung für schulrelevante Entscheide (Übertritte Kindergarten 
– Primarschule, Sonderschulungen, Kleinklassen, Speziallösungen) bis zu den Sommerferien; voraus-



gesetzt, dass die entsprechende Anmeldung rechtzeitig beim SPD eintrifft. Diese Fristen werden den 
Schulen kommuniziert. Für schwerwiegende Ereignisse (Todesfall), welche das Funktionieren der Schu-
le in Frage stellen, in der Erstkontakt innerhalb von zwei Stunden garantiert, wobei die Mobilisierung des 
SPD derzeit nur während Bürozeiten garantiert werden kann. Ein Ausbau dieser Mobilisierungsmöglich-
keit ist in der Planungsphase. 

Rechtsmittelverfahren Das Beschwerdewesen wird wesentlich von Fristen für die Beschwerdeführenden und das daran an-
schliessende Instruktionsverfahren bestimmt. Speziell das Instruktionsverfahren ist nicht dafür geeignet, 
mit vorgegebenen Fristen für die effektive Behandlung einer Beschwerde gesteuert zu werden. Dieses 
Verfahren hängt stark von der Komplexität des Falls, der allfälligen Rechtsvertretung, allfällig notwendi-
ger Abklärungen etc. ab. Je nach Dringlichkeit besteht das deklarierte Ziel, Fälle jeweils rechtzeitig, z.B. 
auf Schuljahresbeginn, zu bearbeiten und nötigenfalls vorsorgliche Massnahmen zu erlassen, damit bis 
zum definitiven Entscheid eine Situation – zumindest vorübergehend – geklärt ist. 

Konkordatsrecht Fristen werden zum Teil auch im interkantonalen Recht vorgegeben. So enthält die Interkantonale Ver-
einbarung für soziale Einrichtungen (IVSE) vom 13. Dezember 2002 Fristen für die Meldung von Kos-
tenpauschalen. 

Kulturbereich Fristen im Vollzug des Archäologiegesetzes, der Kulturförderung sowie des Leihwesens. Im Bereich der 
Archäologie werden die Fristen in erster Linie vom federführend das Verfahren regelnden Raumpla-
nungs- und Baugesetz vorgegeben (Einsprachefristen). 

Amt für Berufsbildung und Berufs-
beratung 

nur Fristen auf Stufe Leistungsauftrag, und zwar in den Bereichen Ausrichtung von Ausbildungsbeiträ-
gen (Gesuchsbearbeitungsfrist) und Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (Wartefrist zwischen An-
meldung und erstem Beratungstermin) sowie für die Jugendberatungsstelle „wie weiter“. 

Gymnasien Schulbescheinigungen werden standardmässig am ersten Schultag verteilt. 
Kulturförderung Eingabefristen, die öffentlich publiziert werden (mit Basel-Stadt koordiniertes Gesuchswesen), sowie 

Bearbeitungsfristen, die je nach Gesuchsart variieren können (reguläre Kulturfördergesuche: 2 Monate; 
Swisslos-Fonds-Gesuche: 3 Monate). Weitere aufgrund der Komplexität der Anfragen weniger standar-
disierbare Fristen bestehen im Bereich des Leihverkehrs von Kunstwerken/Objekten aus dem Samm-
lungen der Abteilung Archäologie und Museum. 

Sportamt Leistungsauftrag  Bearbeitung Gesuche Innert Wochenfrist 
   Bearbeitung Sportfonds-

Gesuche inkl. RRB 
i.d.R. 1 Monat 

Div. Institutionen Leistungsvereinbarungen  
z.B. Universität, Fach-
hochschule bezüglich 
Diplomen, Rekursen, 
Personalrecht etc. 

Festlegung und Einhaltung der 
entsprechenden Regelung 
liegen in der Regelungs- und 
Vollzugskompetenz der jewei-
ligen Institutionen. 

Gerichte In den Bereichen des öffentlichen Rechts, des Strafrechts und des Zivilrechts bestehen in Bezug auf die 
Gerichtsverfahren bereits verschiedene gesetzliche Fristen (u.a. Zivilprozessordnung  ZPO SR 272, 
StPO, ZGB und Gesetz über die Verfassungs- und Verwaltungsprozessordnung (Verwaltungsprozess-
ordnung, VPO, SGS 271), die nicht erstreckbar sind. Auf Verfassungs- und Verordnungsstufe sind keine 
Fristen geregelt. 
Die Dauer des individuellen Verfahrens ist Teil des Fallmanagements. Die Gerichte bzw. die Abteilun-
gen des Kantonsgerichts haben bereits intern Fristen festgelegt, die eine speditive Erledigung der Ver-
fahren gewährleisten. Die Erledigungsdauer der einzelnen Verfahrensschritte hängt sehr von der Kom-
plexität ab und sollte daher nicht vereinheitlicht werden. Die Verfahrensdauer wird an den Gerichten mit 
Hilfe von Statistikauswertungen überprüft, welche auch im Amtsbericht des Kantonsgerichts ausgewie-

http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20061121/index.html
http://bl.clex.ch/frontend/versions/468?locale=de
http://bl.clex.ch/frontend/versions/468?locale=de


 
 
 
 

sen werden. Die Einhaltung des Gebots der speditiven Verfahrenserledigung ist jeweils Gegenstand der 
jährlichen Inspektionen des Kantonsgerichts bei den erstinstanzlichen Gerichten, wobei insbesondere 
Fälle mit auffällig langer Verfahrensdauer zu begründen sind. Mit dem heute praktizierten System konn-
te eine Verkürzung der Verfahrensdauer gegenüber früheren Jahren erreicht werden. 

Ausgelagerte Betriebe: Basel-
landschaftliche Gebäudeversi-
cherung 

Interne Frist inkl. organisato-
rische Massnahmen zu de-
ren Sicherstellung 

 
Für alle Geschäftsab-
wicklungen  

 

     


	Impressum
	Vorlage
	Übersicht zu den bestehenden Fristen

